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Satzuno

zur Einbeziehung einzelner Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang bebauten Orts-
teile der Ortsgemeinde Hinzweiler für das Gebiet,,Obere Brühl in den Rauhen Gärten" (Er-
gänzungssatzung)

vom28.02.2020

Der Ortsgemeinderat Hinzweiler hat aufgrund des $ 34 Abs. 4 Satz f Nr. 3 des Baugesetz-
buches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGB¡. I S.

3634) in Verbindung mit $ 34 Abs. 5 und $ 9 Abs. 1 und 1a BauGB in Verbindung mit $ 24
der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31. Januar 1994 (GVBI. S. 153, BS
202ß-1) in der derzeit gültigen Fassung am 14.01 .2020 folgende Satzung beschlossen, die
hiermit ausgefertigt und bekannt gemacht wird:

$ I Geltungsbereich

ln der Ortsgemeinde Hinzweiler werden die in der beigefügten Planurkunde (Maßstab
1:1.000) mit einer unterbrochenen schwazen Linie umrandete Flächen der Grundstücke
Flurstäck.-Nr.77313, Teilfläche der Flurstücks.-Nr. 18164,73518 und77218 der Gemarkung
Hinzweiler in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil im Sinne des $ 34 BauGB einbezo-
gen. Die Planurkunde ist Bestandteildieser Satzung.

$ 2 Ausschluss von Zulässigkeiten
(S 34 Abs. 5 Satz 2 i.V.m. $ 9 Abs. I Nr. 1 BauGB)

lm Geltungsbereich der Satzung sind keine Vorhaben zulässig, die einer Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprirfung oder nach Landesrecht unterliegen.

$ 3 Landespflegerische Maßnahmen
(S 34Abs. 5 Satz2 i.V.m. $ 9Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB und $ 34Abs. 5 Satz4 i.V.m. $

9 Abs. 1a BauGB)

Gemäß $ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a und b sowie $ 9 Abs. 1a BauGB werden für den Gel-
tu ngsbereich d ieser Satzung folgende Festsetzu ngen getroffen :

a) An derWestseite des Flurstücks 773/3 ist unter Beachtung des Nachbanechts eine mind.
einreihige Baum- und Strauchhecke zu pflanzen und dauerhaft zu erhallten. Geeignete
A¡ten srnd Lisfe 1 zu entnehmen. Zu verwenden ist gebietsheimisches Material in folgen-
den Qualitäten: Sträucher: Höhe 60 - 100, Heister o. 8., Höhe 150-175.

b) An der Osfseife der Flurstücke 773/3 ist versetzt zu den bereits in der Böschung vorhan-
denen Bäumen eine Reihe heimischer standortgerechter Laubbäume, StU mind. 14-16
zu pflanzen. Geeignete Arten: srehe Lr,sfe 1; auch schmalkronige Sorten sind zulässig
sowie Wal n u ssb äu m e ode r O b sth och stäm m e.
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c) Auf dem rüctøvärtigen (wes_ttichen).Teitvon Flurstücks-Nr' 772/8 mit rund 555 m2 wird

eine Extensivieruíg dàrWiesennútzung vorgenommen. Statt der bisher mehrmaligen

Mahd/Jahr w¡ø iuüU eine einmatige"Mahã nach dem 15. Juni stattfinden' Auf dem süd-

tich des Wonnnaiselígá,t"g"r"n fã¡tøere¡ch mit rund 185 m2 werden Sträucher speziell

als lnsektenn"n*ng-å.a.L¡tt, 2b, Weißdorn, Schmetterlingsfligder.Liguster' Hundsro'

sã Hase, gepninã itia ¡tl¡ttn¡tf"n für Vöget und lnsekten angebracht'

d) Auf Fturstiick-Nr. 41/1, Gemarkung Nezweiler, mit einer Größe von 185 m2' sind die

standortf¡emden Thuien entlang dêr Straße zu entfernen. Zusätzlich sind gebietsheimi-

sche, standortgerechte Sträucher"r" Lot" 2b) in Gruppen zu pflanzen (insg. ca. 80 m2)'

Die verbteibenae Wøsenflächerst aosãnn¡fsweise atte'g Jahre zu mähen' Da diese Flä-

che nicht innerhalb des planungsgeo¡eiás aber im Privateigentum liegt erfolgt die siche-

rung über eine Baulast.

e) Die nicht durch Gebäude und Fußweg überbauten.oder gemâß Pkt. a) und b) bepflanz-

ten Grundstücksftächen sind m¡t wasíiøurchlässigen øêtagen zu befestigen, eine voll'

ständige Versiegelung ist nicht zulässig'

f) Nicht du¡ch wandöffnungen g9gti9!9fte großftächige Fassaden der geptanten Hatle sind

zu mindestens SO ù iaiernãn ¡,¡t Xt"tt rpflanzen2u...b.egrünen' Sofern materialbedingt

keine Se/ôstktimmerwie Efeu Heae,iã nät¡x) oderWitdel.Wein (Pafthenocqs.us qtllquefo-

tia) in Frage xommen, i¡nd nanXn¡fen einzúsetzen. Geeignete Arten srehe Lisfe 3'

g) Die Begrünungsmaßnahmen sind gegenüber der Baugenehmigungsbehörde dutch de'

tai¡iette Aepnan;ingtpiar", die m-it ãem Bauantrag elnzureichen sind, nachzuweisen'

h) Das Gebot zur dauerhaften Erhaltung schließt die verpfl'rchtung ein, bei Verlust unver-

züglich fUr gleictrwertigen Ersatz zu Jotg"n. Der Standort kann innerhalb des Grundstü-

ckes variieren, sofern-es wegen Bautenschutz erforderlich ist'

a) Heister:
Feldahorn
Bergahorn
Hainbuche
Aspe, ZitterPaPPel
Vogelkirsche
Salweide
Eberesche
Ulme

b) Sträucher
Hartriegel(m)
Hasel
Weißdorn (m)

Pfaffenhütchen
Liguster (m)
Heckenkirsche (m)
Schlehe (m)
Hundsrose (m)
Schwarzer Holunder
Wasserschneeball (m)

Acer campestre
Acer pseudoPlatanus
Carpinus betulus
Populus tremula
Prunus avium
Salix caprea
Sorbus aucuParia
Ulmus spec. (resistente Sorten)

Cornus sanguinea
Corylus aveliana
Crataegus monogyna

EunYmus europaeus
Ligustrum vulgare
Lonicerna xYlosteum
Prunus sPinosa

Rosa canina
Sambucus nigra

Viburnum oPulus
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Liste 2: Geeiqnete Kletterpflanzen :

a) Selbstklimmer:
Efeu
Wilder Wein

b) Rankpflanzen
Blauregen
Clematis
Kletterhortensie
Kletterrosen
Trompetenblume

Hedera helix
Parthenocissus qinquefolia oder tricuspidata "Veitchii"

Wisteria sinensis
Clematis-Hybriden
Hydrangea petiolarisPolygonum aubertii (Knöterich)
Rosa-Sorten
Campsis radicans

$ 4 Empfehtungen, Hinweise, nachrichtliche Übernahmen ohne FestseEungscharakter

1. Denkmalschutz
a) Bei der Vergabe von Erdarbeiten hat der Bauherr bzw. Bauträger die ausführenden Fir:-

men vertraglich zu verpflichten, der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz,
Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer, Kleine Pfaffengasse 10, 67346 Spey-
er, rechtzeitig - spätestens zwei Wochen vor Baubeginn - den Beginn der Arbeiten anzu-
zeigen, damit diese, sofern notwendig, überwacht werden können.

b) Der Bauherr bzw. Bauträger hat die ausführenden Firmen eindringlich auf die Bestim-
mungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.März 1978, GVBI. S. 159, BS
224-2, in der jeweils gültigen Fassung hinzuweisen. Danach ist jeder zu Tage kommen-
der archäologische Funde unvezüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich un-
veråndert zu lassen und die Gegen'stände sorgfältig gegen Verlust zu sichern.

c) Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäolo-
gie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabungen - in Absprache
mit den ausführenden Firmen - planmäßig, den Anforderungen der heutigen archäologi-
schen Forschung entsprechend, durchgeführt werden können. lm Einzelfall ist mit Bau-
verzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der eventuell notwendigen Grabungen sind
von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahme erforderlich.
Vorgefundene Kleindenkmäler (wie z.B. Grenzsteine) dürfen nicht berührt oder von ihrem
angestammten, historischen Standort entfernt werden.

2. Schutz des Oberbodens
a) Der bei Bauarbeiten anfallende Oberboden (Mutterboden) ist schonend zu behandeln

und einer sinnvollen Folgenutzung zuzuflihren.

b) Auf S 202 BaUGB ,,Schutz des Mutterbodens" wird ausdrücklich hingewiesen. Die Anfor-
derungen der DIN 19731und 18915 sind zu beachten.

3. Boden und Bauorund
Die Anforderungen der DIN 1054, DIN 4020 und DIN 4124 an den Baugrund sind zu beach-
ten. Baugrunduntersuchungen (EN 1997-2) werden empfohlen.
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4. Wasser
a) Die Ableitung von Drainagewässern in ein Gewässer oder das Kanalnetz ist grundsätz-

lich nicht gestattet. Die Erlaubnis für eine ggf. notwendige Einleitung in den Woogbach
(Gewässer lll. Ordnung) ist bei der Unteren Wasserbehörde - KV Kusel - zu beantragen.

b) Die Wasserversorgung der Gebäude auf der Pl.-Nr. 77313 erfolgt aus dem öffentlichen
Wasserversorg u ngsnetz

c) Die Abwasserbeseitigung für die Pl.-Nr. 77313 erfolgt über das öffentliche Abwassernetz.

d) Bei der Ausbildung von Kellern in Gebäuden ist, sofern erforderlich, auf die ausreichende
Sicherung gegen drückendes Wasser zu achten. Gegebenenfalls ist die Unterkellerung
zum Schutz gegen Vernässung in Form einer wasserdichten Wanne o.ä. auszubilden.

e) Bei Erschließung von Grundwasser im Zuge eines Bauvorhabens ist die Baumaßnahme
sofort einzustellen und die Untere Wasserbehörde bei der Kreisverwaltung Kusel zwecks
wasserrechtlicher Zulassung unvezüglich zu informieren.
Beim Bau von Anlagen ist der 10m Schutzbereich des Woogbaches zu beachten und
ggf. die erforderliche Genehmigung bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen.

Ð Das auf den befestigten Flächen anfallende Niederschlagswasser sollte möglichst als
Brauch- und Gießwasser benutzt werden.

g) Private Wege, Hofflächen und Stellplätze etc., von denen kein Schadstoffeintrag zu er-
warten ist, sollen mit offenporigen/durchlässigen Belägen versehen werden, um die Ver-
sickerung des Niederschlagwassers zu gewährleisten.

h) Schutz des Grundwassers vor Schadstoffeintrag:
Auf die Vorschriften des $ 65 Landeswassergesetz (wassergefährdende Stoffe) und die
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom
18.04.2017 (BGBI. Teil 1 Nr. I Nr. 22 S 905) wird hingewiesen. Nach $ 65 des Lan-
deswassergesetzes (LWG) in Verbindung mit $ 62 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)
sind die Betreiber dazu verpflichtet, ihre Anlage zur Lagerung wassergefåihrdender Stoffe
(bei Heizöl mehr als 1.000 Liter) vor lnbetriebnahme oder nach einer wesentlichen An-
derung der Unteren Wasserbehörde bei der Kreisverwaltung Kusel anzuzeigen und
durch einen zugelassenen Sachverständigen überprüfen zu lassen..

i) Niedefuringung von Erdwärmesonden:
Gemäß der $$ 8, 9 Abs. 2 Nr. 2 und 10 Wasserhaushaltsgesetz WHG), in Verbindung
mit $ 46 Landeswassergesetz (LWG) stellt die Niederbringung von Bohrungen und lnan-
spruchnahme des Grundwassers eine Gewässerbenutzung dar, die einer wasserbehörd-
lichen Erlaùbnis durch die Untere Wasserbehörde Kreisverwaltung Kusel- Umwelt und
Bauen bedarf.

j) Den Straßengrundstücken sowie den straßeneigenen Entwässerungsanlagen darf kein
Oberflächen- bzw. sonstiges Wasser zugeleitet werden. Die Abläufe der straßeneigenen
Entwässeru ngsanlagen d ü rfen n icht beh indert werden.

k) Gem. $ 5 Abs. 2 WHG, ist jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, ver-
pflichtet geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen
und zur Schadensminderung zu treffen. Die NuEung der Grundstücke ist so anzupassen,
dass nachteilige Folgen für Menschen, Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser ver-
mieden werden.
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5. Radonvorsorqe
Die Ortsgemeinde Hinzweiler liegt innerhalb eines Bereiches, in dem erhöhte Werte (40 -
100 kBq/cbm) von Radon vorkommen können. lm Geltungsbereich der Ergänzungssatzung
,,Obere Brühl in den Rauhen Gärten" wurde das natürlich vorkommende Edelgas Radon
nicht untersucht. Das in unterschiedlicher regionaler Verteilung in ganz Deutschland vor-
kommende Edelgas weißt vor allem in Süddeutschland und hier in den Mittelgebirgslagen
eine erhöhte Konzentration in der Bodenluft auf. Als präventive Vorsorgemaßnahme wird bei
Neubauten der Einbau einer radondichten Folie unter der Bodenplatte und im Bereich der
erdbertlhrten Außenwände (Keller, Untergeschoss) empfohlen. Bei Bauplänen mit Wohnbe-
reichen im Keller sind Langzeitmessungen zur lokalen Absicherung zu empfehlen. Die Aus-
führung sollten von einem versierten lngenieurbüro ausgeführt werden. Die Ergebnisse soll-
ten für die Fortschreibung der Radonprognosekarte an das Landesamt fär Geologie und
Bergbau weitergeleitet werden. Weiterführende lnformationen zum Thema Radonschutz von
Neu-bauten und Radonsanierungen können dem ,,Radon-Handbuch" deó Bundesamts für
Strahlenschutz und den Merkblättern zur Senkung der Radonkonzentration in Wohnhäusern
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Bonn, 2004) ent-
nommen werden. Weiterhin steht zu der Thematik Radon in Gebäuden bzw. in der Bodenluft
die Radon-lnformationsstelle im Landesamt für Umwelt (Badg!@[UJp,fþ) zur Verfügung.
Eine gesetzliche Regelung mit verbindlichen Grenzwerten für die Radonkonzentration in der
Raumluft von Häusern bzw. in der Bodenluft gibt es in Deutschland bisher nicht.

6. Fassadenbeorünunq
Eine Dachbegrünung, auch in Kombination mit Photovoltaik ist ausdrücklich erwünscht.

7. Ver- und Entsorqunosleitunqen
Die Bauherren sind gehalten vor Beginn der Baumaßnahme alle Leitungsverläufe beiden
betroffenen Versorgungsträge¡n (2.8. Telekom, Pfalzwerke, Verbandsgemeindewerke etc.)
zu erfragen.

8. Bauen qeqenüber Waldbestandsflächen
Vorhandene Bäume sind zu erhalten. Umwandlungen von Bodennutzungsart und Rodung
sind nicht genehmigungsfähig. Die privaten Waldbesitzer haben regelmäßige Baumkontrol-
len durchzuführen und die notwendigen Sicherungsmaßnahmen auszuflihren.

$ 5 lnkrafüreten

Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft (S 34 Abs. 6 SaÞ 2 i.V.m. $ 10 Abs. 3
Satz 4 BauGB).

Hinzweiler, den 28.02.2020
für die Ortsgemeinde Hinzweiler:

Suffel,

e
,

+
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Satsung zur Einbeziehung einzetner Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang bebauten Ortsteile der Ortsgemeinde
Hinaleiler für das Gebieti,Obãre Aruhl in den Rauhen Gärten" (Ergänzungssatzung) gemäß 5 34 Abs. 4 SaE l Nr. 3 BauGB

rrr Grenze räumticher Geltungsbereich Anlage 1 (Gemarkung Hinareiler)

Datengrundlage: Geobasisinformalionen der Vermessungs- und Katesterverwattung Rheinland-Pfalz (Zustimmung vom 15. Oldober 2002)

Maßstab 1:1000

Obere Brühl
in den Rauhen Gärten

735
I

t
,

,

,

t
,t

870
3

879.
I

870
19

870
1E

1E
64

836
16

836
I

861
3

773T

772
I

772
7

763
I

762
1

ô

771

775
1

770

)



SaEung zur Einbeziehung einzelner Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang bebauten Ortste¡le der Ortsgemeinde
Hinzweiler filr das Gebiet ,,Obere Brühl in den Rauhen Gärten" (Ergänzungssâtzung) gemåß $ 34 Abs. 4 EaE 1 Nr. 3 BauGB

III Grenze räumlicher Geltungsbercich Anlage 2 (Gemarkung Nerzweiler)

Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung Rhe¡nland-pfialz G.ustimmung vom 15. OKober 2O02)

Maßstab l:1000
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Beqrl¡ndunq lQ 34 Abs. 5 Satz 4. Halbsatz 2 BauGB):

1. Laoe des Satzunosqebietes/Grenzen des räumlichen Geltunqsbereiches

Abbildung 1

Der Geltungsbereich der Satzung liegt am nördlichen Ortsrand der Ortsgemeinde Hinzweiler. Betrof-
fen sind die Flächen der Grundstücke Flurstücks-Nr. 77313, Teilflächen der Flurstücks.-Nr. 18/64,
735/8 und 77218 der Gemarkung Hinzweiler. Eine Ausgleichsfläche liegtt auf dem Flursttlck 4111, Ge-
markung Nezweiler. Der genaue Geltungsbereich ergibt sich aus der Planurkunde, die Bestandteil
der Satzung ist.

2. Erfordernis der Aufstellunq der Satzuno
Am nördlichen Ortsrand von Hinzweiler stellt sich die Ortsbebauung zerklüftet dar

Die Ortsgemeinde Hinzweiler hat sich entschlossen, zur Sicherung und Steuerung der vorgesehenen
städtebaulichen Entwicklung die vorstehend beschriebene Fläche der Grundsttlcke gemäß $ 34 Abs.
4 Satz 1 Nr. 3 BaUGB in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil im Sinne des $ 34 BauGB einzu-
beziehen und damit den Ortsrand 

"abzurunden' 
und in einer Weise zu definieren, dass der optische

Eindruck und die bauplanungsrechtliche Zuordnung zum lnnenbereich im Sinne des $ 34 BauGB de-
ckungsgleich werden.

3. Vereinbarkeit des Erlasses der Erqänzunqssatzunq mit einer oeordneten städtebaulichen Entwick-
lunq
Die städtebauliche Entwicklung eines Gemeindegebietes wird in ihren Grundzügen im Flächennut-
zungsplan dargestellt (siehe $ 5 Abs. 1 BauGB). lm wirksamen Flächennutzungsplan der Verbands-
gemeinde Wolfstein, der gemäß $ 204 Abs. 2 Satz I BauGB ft¡r die neue Verbandsgemeinde Lauter-
ecken-Wolfstein fort gilt, ist die in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil im Sinne des $ 34 BauGB
einzubeziehende Teilfläche als gemischte Baufläche (M) (siehe nachstehend abgedruckten Auszug
aus dem Flächennutzungsplan, Ortsplan Hinzweiler) dargestellt.

Da es sich bei der im Rahmen dieser Satzung in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil einbezo-
genen Fläche um einen sehr begrenzten, kleinräumigen Bereich handelt, welcher eine Vervollständi-
gung der vorhandenen Ortsbebauung darstellt und in dem sich die baurechtliche Zulässigkeit von
Vorhaben in Anbetracht des Gewichts und der Eigenart der in unmittelbarer Nachbarschaft vorhande-
nen Bebauung zweifelsfrei aufgrund der bestehenden Gesetze (insbesondere $ 34 BauGB) und Ver-
ordnungen bestimmen lässt, besteht kein Planerfordernis beispielsweise für einen Bebauungsplan.
Stattdessen ist der Erlass der Ergänzungssatzung gemäß $ 34 A.bs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB zulässig
und das geeignete und angemessene bauleitplanerische Mittel. Uber die Bestimmungen der $$ 2 und
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3 dieser Satzung hinaus gehender bauplanungsrechtlicher und/oder bauordnungsrechflicher Festset-
zungen gemäß $ 9 Abs. 1, 2 und 4 BauGB bedarf es nicht, da die vorhandene Bebauung a)t zuver-
lässigen Beurteilung der baurechtlichen Zulässigkeit von neuen Vorhaben im Geltungsbãreich der
Satzung allein ausreicht.

Nachdem $ 34 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BauGB als Voraussetzung für den Erlass von Satzungen nach g 34
Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB verlangt, dass keine Zulåssigkeit von Vorhaben begründet wiid, die einér
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zùm Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, werdên solche Vorhaben in der
Satzung ausdrücklich ausgeschlossen (siehe g 2 der Satzung).

Die Schutzgüter des g 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB (= Belange des Umweltschutzes einschließ_
lich des Naturschutzes und der Landschaftspflege) werden durch dén Erlass dieser Satzung nicht
beeinträchtigt bzw. unvermeidbare Beeintråichtigungen durch die landespflegerischen Festsãtzungen
kompensiert.

Der Erlass der Satzung ist angesichts vorstehender Ausftihrungen mit der geordneten städtebaulichen
Entwicklung der Ortsgemeinde Hinzweiler vereinbar.

LÑf*

Auszug aus dem

fhl

Ortsplan

4. Umweltverträqlichkeit
Die Erschließung des in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil einbezogenen Bereiches erfolgt
durch die Landesstraße, die den Straßennahmen,,Hauptstraße" tråigt. Kom-munale ErschließungJan-
lagen sind für die Pl.-Nr. 77313, die Teilflåiche 735/8 und 772t8 vorhànden. Hinsichflich der Erscñlie-
ßung entstehen durch den Erlass der Satzung keine Eingriffe in Natur und Landschaft, da fijr den
Feldweg, welcher im Zuge des Ausbaues oerbo befestigt wurde, eine entsprechende Zuordnung als
Zuwegung für den landwirtschafflichen verkehr schon früher bestand.

Eingriffe in Natur und Landschaft ergeben sich durch die Bebauung und Nutzungsänderung der im
Rahmen von $ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB in den Ortsteil einbezogenen Flacñe der Grundstr.icke
Pl.-Nr. 77313,77218 und der Teitftåiche 73StB:

' lnsgesamt werden rund 250 m2 durch Gebäude und einen umlaufenden pflasterweg versie-
gelt und weitere 1.075 m2 mit Schotter befestigt, was mit einem Verlust der natürlichln Boden-
funktionen und einem erhöhten Oberflächenabfluss einhergeht.

' Zugleich kommt es zum Verlust der ursprünglich vorhandenen Wiesenvegetation in einer
Größenordnung von 1.320 m2.

Zur Kompensation dieser Eingriffe enthält $ 3 dieser Satzung landespflegerische Maßnahmen, die
durch detaillierte Bepflanzungspläne, welche zusammen mit den Baueingabeunterlagen an die Bau-
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aufsichtsbehörde eingereicht werden müssen, nachzuweisen sind. lm Einzelnen erfüllen die geplanten
Maßnahmen folgende Funktionen:

. Die Reduktion der Versiegelung durch den Einsatz wasserdurchlässiger Beläge minimiert den
Eingriff in den Boden- und Wasserhaushalt.

o Die Pflanzung und dauerhafte Erhaltung von gebietsheimischen Gehölzen (mindestens ein-
reihig) am westlichen und östlichen Rand des Flurstücks-Nr. 77313 und einer Teilfläche des
Flursti¡cks Nr. 18/64auf einer Fläche von rund 170 m2 dient dem Teilausgleich der Bodenver-
siegelung und der Eingrünung der Bauwerke.

. Die Extensivierung der Grünlandnutzung, Pflanzung von Sträuchern und Anbringung von
Nisthilfen auf Teilflächen der Flurstticks-Nr.77218 dient der Erhöhung der Habitatvielfalt. Die
Flächen können mit dem Faktor 0,5 (740 m x 0,5 = 370 m") als Teilausgleich ftlr Bodenversie-
gelung und Grünlandverlust auf Flurstücks-Nr. 77313 angerechnet werden.

o Die Entfernung der standortfremden Thujen auf Flurstticks-Nr. 4111, Gemarkung Nerzweiler,
und Pflanzung von gebietsheimischen Sträuchern bereichert das Habitatangebot ft¡r die Fau-
na. Die Maßnahme kann mit dem Faktor 0,5 (185 x 0,5 = 93 m2) als Teilausgleich für Boden-
versiegelung und Grünlandverlust auf Flursttlcks-Nr. 77313 angerechnet werden. Die ab-
schnittsweise Mahd auf den verbleibenden Grünlandflächen alle 3 Jahre dient der Ausbildung
einer Wiesenbrache mit Übenryinterungsstrukturen für lnsekten. Dieser Ausgleich wird mittels
Baulast gesichert. Das Plangebiet ist aus der nachfolgenden Abbildung ersichtlich.

o Die geplante Fassadenbegrünung wird - ausgehend von einer Bedeckung von 30 o/o - im Ver-
hältnis 1:l für den Wiesenverlust angerechnet und verbessert insbgsondere das Ortsbild.

. Der mit dem Erlass der Satzung einhergehendq.Verlust von Wie'selflächen als Lebensraum
und die Versiegelung können innerhalb des Geltunþsbe¡ejchs nicht Vollständig ausgeglichen
werden. Das verbleibende Defizit kann jedocþ im HinbliÇlçauf die del,¡tlich verbesserte Orts-
randeingrü nung bei U msetzun g der Pfl anzmäßfrahnlen toleriert werfl en.

' , 'i,.' 'ì. ì'/
Ein Umweltbericht im Sinne des $ 2a Satz 2Nr.2 aauOe:ts!ï,úr Oerí'ËrlaËs dieser Satzung nicht erfor-
derlich (siehe hierzu $ 34 Abs. 5 Satz 4, Halbsatz 2 BauGB,.dêr1![$eraegründung nur Angaben ent-
sprechend $ 2a Satz 2 Nr, 1 BauGB verlangt).

5. Radonvorsorqe
Die Ortsgemeinde Hinzweiler liegt innerhalb eines Bereiches, in dem erhöhte Werte (40 - 100
kBq/cbm) von Radon, vorkommen können. lm Geltungsbereich der Ergänzungssatzung 

"Obere 
Brühl

in den Rauhen Gärten" wurde das natürlich vorkommende Edelgas Radon nicht untersucht. Das in
unterschiedlicher regionaler Verteilung in ganz Deutschland vorkommende Edelgas weißt vor allem in
Süddeutschland und hier in den Mittelgebirgslagen eine erhöhte Konzentration in der Bodenluft auf.
Als präventive Vorsorgemaßnahme wird bei Neubauten der Einbau einer radondichten Folie unter der
Bodenplatte und im Bereich der erdberührten Außenwände (Keller, Untergeschoss) empfohlen. Wei-
terführende lnformationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radonsanierungen können
dem ,,Radon-Handbuch' des Bundesamts flJr Strahlenschutz und den Merkblättern zur Senkung der
Radonkonzentration in Wohnhäusern des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit (Bonn, 2004) entnommen werden. Weiterhin steht zu der Thematik Radon in Gebäuden
bzw. in der Bodenluft die Radon-lnformationsstelle im Landesamt für Umwelt zur Verfügung. Eine
gesetzliche Regelung mit verbindlichen Grenzwerten für die Radonkonzentration in der Raumluft von
Häusern bzw. in der Bodenluft gibt es in Deutschland bisher nicht.
Nach herrschender Rechtsmeinung können bauliche Schutzvorkehrungen gegen die Radonbelastung
in der ErgänzungssaÞung nicht verbindlich festgesetzt sondern nur nach $ 9 Abs. 5 Nr. I BauGB
gekennzeichnet werden. Um dennoch die Bauwerber im Sinne der Sicherung gesunder Wohn- und
Arbeitsverhältnisse ($ f Abs. 6 Nr. 1 BauGB) auf das natrlrlich vorkommende Edelgas Radon und die
bestehenden baulichen Vorsorgemöglichkeiten aufmerksam zu machen, wurde in die Satzung ein
entsprechender Hinweis ohne FestseÞungscharakter aufgenommen.

6. Erschließunq:
Die Erschließung der durch diese Satzung in die im Zusammenhang bebauten Ortsteile einbezogenen
Außenbereichsfläche erfolgt tiber die vorhandene Landesstraße ,,Hauptstraße'. Die Wasser- und Ab-
wasserversorgung ist ilber den Kommunalen Erschließungsträger abgedeckt, es entstehen den Er-
schließungsträgern durch den Erlass der Ergänzungssatzung keine zusätzlichen Kosten.
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7. Verfahren:
Gemäß $ 34 Abs. 6 Satz '1 BauGB in Verbindung mit $ 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, zweite Alternative
BauGB erfolgten die Beteiligung der Bürger durch öffentliche Auslegung des Satzungsentwurfes ge-
mäß S 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
durch das Verfahren nach $ 4 Abs. 2 BauGB. Die öffentliche Auslegung des Satzungsentwurfes ge-
mäß $ 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trager Offeñtlicher Belañge
gemäß $ 4 Abs. 2 BauGB wurddn gemäß $ 4a Abs. 2 Satz 1, Halbsatz 2 BauGB gleichzeitig durchge-
führt.

Die Satzung bedarf nach den Vorschriften des BauGB keiner Genehmigung; von der Ermächtigung
nach $ 246 Abs. 1a BauGB, wonach die Länder bestimmen kÖnnen, dass Satzungen nach $ 34
BauGB vor ihrem lnkrafttreten der höheren Verwaltungsbehörde anzuzeigen sind, hat das Land
Rheinland-Pfalz keinen Gebrauch gemacht.

Das lnkrafttreten der Satzung erfolgt gemäß $ 34 Abs. 6 Satz 2 BauGB in Verbindung mit $ 10 Abs. 3
Satz I BauGB durch ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses. Mit dieser Bekanntma-
chung tritt die Satzung in Kraft.

H i nzweiler, den 28.Q2.2020
Ftir die Hi

e
I

Suffel, Ortsbürgermeister t

geändert:: Janua¡ 2020
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Verfahrensvermerke:

1. Die Beteiligung der Offentlichkeit zu dem Satzungsentwurf erfolgte gemäß g 34 Abs. 6
BauGB in Verbindung mit $ 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB und g 3 Abs. 2 BauGB im Wege
der öffentlichen Auslegung. Der Satzungsentwurf mit der Begründung hatte auf die
Dauer eines Monats, in der Zeit von 24.06.2019 bis einschließlich 26.07.2019, öffent-
lich ausgelegen ($ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB). Ort und Dauer der Auslegung wurden am
14.06.2019 ortsüblich bekannt gemacht ($ 3 Abs. 2 Satz2 BauGB). lm Rahmen der öf-
fentlichen Auslegung gemäß $ 3 Abs. 2 BauGB wurden keine Stellungnahmen zu der
vorgesehenen Ergänzungssatzung abgegeben.

2. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB) erfolgte
gemäß $ 34 Abs. 6 BauGB in Verbindung mit $ 13Abs. 2 Nr. 3 BauGB und g 4 Abs. 2
BauGB. Gemäß $ 4 Abs. 2 BauGB wurden die TöB mit Schreiben vom 18.06.2019, un-
ter Übersendung eines Satzungsentwurfes, von dem beabsichtigten Erlass der Sat-
zung unterrichtet und um eine Stellungnahme bis spätestens 26.07.2019 gebeten, mit
dem Hinweis, dass Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig abgegeben werden, gemäß $
4 a Abs. 6 BauGB unberücksichtigt bleiben. 13 der beteiligten TöB haben eine Stel-
lungnahme zu dem Satzungsentwurf abgegeben.

Hinweis: Die Beteiligung der TöB gemäß $ 4 Abs. 2 und die öffentliche Auslegung
gemäß$ 3Abs.'2 BauGBerfolgten gemäßS4 aAbs.2 Satz 1 BauGB gleichieitlg.

3. Der Ortsgemeinderat von Hinzweiler hat in'seiner Sitzung am 14.01 .2020 über die ein-
gegangen Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß S 3 Abs. 2 BauGB
und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß g
4 Abs. 2 BaUGB beraten und beschlossen. Die Entscheidung des Ortsgemeinderates
wurde den Beteiligten mit Schreiben vom 04.03.2020 mitgeteilt.

4. Der Ortsgemeinderat von Hinzweiler hat am 14.01 .2020 aufgrund des g 34 Abs. 4 Satz
1 Nr. 1 und 3 BauGB i.V. m. $ 34Abs. 5 BauGB und $ 9Abs. 1 und 1a BauGB i. V. m.
$ 24 der Gemeindeordnung (GemO) die Ergänzungssatzung mit dem Planungsstand
,,Januar 2020" beschlossen. Einer aufsichtsbehördlichen Genehmigung bedarf es
nicht.

5 Qie Bekan¡tmachung des
Zo . og.LoU ortsublicn

Beschlusses der Ergänzungssatzung wurde am
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung ist die Sat-

zung in Kraft getreten ($ 34 Abs. 6 satz 2i.v. m. S 10 Abs. 3 satz 4 BauGB).

Hinzweiter, den LO O3" LOZO
Für die Ortsgemeinde Hinzweiler:

(1.s.)

Suffel, Ortsbü rgerme ister


